Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5634 


26. 09. 96 


Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 1 3/4587, 1 3/471 8, 1 3/5606 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und 
Anwartschaftüberführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - AAÜG-ÄndG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch“ 
wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Änderung wird Nummer 2 

b) Als Nummer 1 wird vorangestellt: 

1. Es wird ein neuer § 237 a folgenden Wortlauts einge- 
führt: 


„ § 237 a 

Altersgrenze für Frauen 

Anspruch auf Altersrente für Frauen besteht auch für 
Versicherte, die am 18. Mai 1990 ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Beitrittsgebiet (§ 18 Abs. 3 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch) hatten, wenn sie 

1. bis zum 31. Dezember 2001 das 60. Lebensjahr voll- 
endet und 

2. die Wartezeit von 15 Jahren erfüllt haben" . 


2. Es wird ein neuer Artikel 3 eingefügt: 

r Artikel 3 

Änderung des Artikels 2 des 
Renten-Überleitungsgesetzes - RÜG 

Übergangsrecht für Renten nach den Vorschriften des Bei- 
trittsgebiets 

Das Übergangsrecht für Renten nach den Vorschriften des 
Beitrittsgebiets vom 25. Juli 1991 (BGBL I S. 1606, 1663), das 
zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In § 1 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 
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„Darüber hinaus wird auch nach dem 31. Dezember 1996 auf 
besonderen Antrag eine Rente nach den Vorschriften des Ar- 
tikels berechnet, wenn die Annahme besteht, daß das für 
die/den Versicherte/n günstiger ist. " ' 

3. Die Artikel 3 bis 7 werden die Artikel 4 bis 8. 

Bonn, den 26. September 1996 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Für Frauen der DDR, die zum Zeitpunkt des Beitritts, insbesonde- 
re wegen der Pflege von Familienangehörigen, nicht berufstätig 
waren, aber bereits eine Wartezeit von 15 Jahren erfüllt haben, ist 
angesichts der Arbeitsmarktlage die Erfüllung der Bedingung (§ 39 
Nr. 2), wonach nach der Vollendung des 40. Lebensjahres mehr als 
zehn Jahre Pflichtbeitragszeiten zu erbringen sind, faktisch un- 
möglich. Daher sollte für diese Frauen eine Übergangsregelung 
gelten, die an das Rentenrecht der DDR - reguläre Altersrente ab 
vollendetem 60. Lebensjahr - anknüpft. Das entspricht einem Ver- 
trauensschutz für diese Lebensplanung. 
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